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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen setzte sich im Jahr 2017 
neben den ständigen aus den nicht- 

ständigen Mitgliedern Ägypten, Äthio-
pien, Bolivien, Italien, Japan, Kasachs-
tan, Schweden, Senegal, Ukraine und 
Uruguay zusammen. Es fanden 296 Sit-
zungen statt; davon waren 282 öffent-
lich. Rund 70 Prozent aller Treffen be-
fassten sich mit länderspezifischen oder 
regionalen Aspekten; ungefähr 30 Pro-
zent widmeten sich thematischen Fra-
gen. Der Sicherheitsrat verabschiedete 
61 Resolutionen, es gab 27 präsidentiel-
le Erklärungen, 39 Briefe des Präsiden-
ten sowie 93 Presseerklärungen. Erst-
mals nutzte der Sicherheitsrat mit Re- 
solution 2339 zur Zentralafrikanischen 
Republik das Kriterium der sexuellen 
Gewalt als ein separates, um Individuen 
oder Organisationen mit gezielten Sank-
tionen zu belegen.

Abstimmungsverhalten

59 der 61 verabschiedeten Resolutionen 
wurden im Konsens beschlossen. In acht 
Abstimmungen gab es Enthaltungen; 
sechs Entwürfe scheiterten an Vetos per-
manenter Mitglieder des Sicherheitsrats. 
Der Resolutionsentwurf S/2017/968 wur-
de aufgrund der fehlenden befürworten-
den Stimmenzahl nicht angenommen.

Gescheiterte Resolutionsentwürfe
Einer der gescheiterten Resolutions-

entwürfe befasste sich mit Israel (S/2017/ 
1060), die weiteren sechs Entwürfe mit 
Syrien (S/2017/172, S/2017/315, S/2017/ 
884, S/2017/962, S/2017/968, S/2017/970).

Bolivien, China und Russland stimm-
ten gegen den Entwurf S/2017/172; 
Ägypten, Äthiopien und Kasachstan 
enthielten sich. Der Entwurf verurteilte 
in schärfster Weise den Einsatz von toxi-
schen Chemikalien in Syrien und schlug 
einen Sanktionsmechanismus vor. Russ-
land kritisierte den Entwurf als poli-
tisch voreingenommen und zweifelte die 
Ergebnisse des Gemeinsamen Untersu-
chungsmechanismus der Organisation 
für das Verbot chemischer Waffen (Or-
ganization for the Prohibition of Chemi-
cal Weapons – OPCW) und der Verein-
ten Nationen an. Auch China betonte 
das Erfordernis einer politischen Lö-
sung. Die Einschätzung teilten Äthio
pien, Bolivien und Kasachstan. 

Der Entwurf S/2017/315 befasste sich 
mit dem Einsatz chemischer Waffen im 
syrischen Chan Schaichun. Äthiopien, 
China und Kasachstan enthielten sich, 
Bolivien und Russland stimmten dage-
gen. Sie betonten, dass eine unabhän- 
gige und objektive Untersuchung durch-
geführt werden müsse.

Gegen den Resolutionsentwurf S/2017/ 
884 stimmten ebenfalls Bolivien und 

Russland; China und Kasachstan ent- 
hielten sich. Mit diesem Entwurf sollte 
der Gemeinsame Untersuchungsmecha-
nismus der OPCW und der UN verlän-
gert werden. Weitere Versuche das Man- 
dat zu verlängern, scheiterten mit den 
Entwürfen S/2017/962, S/2017/968 so-
wie S/2017/970.

Schließlich verhinderten die USA die 
Annahme des Resolutionsentwurfs 
S/2017/1060, der bestätigen sollte, dass 
alle Entscheidungen und Aktionen, die 
den Charakter, Status oder die demo-
graphische Zusammensetzung der heili-
gen Stadt Jerusalem verändern, keinen 
rechtlichen Effekt haben. Zudem rief 
der Entwurf die Staaten dazu auf, von 
der Errichtung von diplomatischen Ver-
tretungen in Jerusalem abzusehen. Die 
USA betonen ihre Souveränität und da-
mit ihr Recht über den Sitz ihrer Bot-
schaft zu bestimmen.

Enthaltungen
Bolivien, China und Russland enthiel-

ten sich bei der Verabschiedung von Re-
solution 2393 zu Syrien. Die Mitglieder 
des Rates verlängerten mit dieser die Er-
mächtigung zum grenz- und konfliktli
nienüberschreitenden humanitären Zu-
gang. Russland betonte, dass die Reso- 
lution überstürzt verabschiedet worden 
sei. Die Überwachung müsse erhöht und 
die Meinung der syrischen Regierung 
einbezogen werden. Ebenso müssten  
Effektivität und Transparenz verbessert 
werden. Dem pflichtete auch China bei 
und fügte hinzu, dass der syrischen Be-
völkerung in den betroffenen Gebieten 
die notwendige Hilfe zukommen müsse. 
Bolivien betonte, die Resolution berück-
sichtige die tatsächlichen Gegebenheiten 
in Syrien nicht hinreichend.
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Mit Resolution 2385 verlängert der 
Sicherheitsrat die Waffenembargos ge-
gen Eritrea und Somalia sowie das 
Mandat der Überwachungsgruppe für 
beide Staaten. Es enthielten sich Ägyp-
ten, Bolivien, China sowie Russland.

Resolutionen und Erklärungen 
des Präsidenten

Die verabschiedeten Resolutionen und 
Erklärungen des Präsidenten des UN-
Sicherheitsrats lassen sich in länderspe-
zifische und in thematische Aspekte un-
terteilen.

Länderspezifische Aspekte
51,2 Prozent der länder- und regio-

nenspezifischen Sitzungen widmeten 
sich Afrika. 28,3 Prozent entfielen auf 
den Nahen Osten, 9,8 Prozent beschäf-
tigten sich mit Asien, 6,8 Prozent mit 
amerikanischen Staaten und 4,2 Pro-
zent mit Europa. Afghanistan, Bosnien 
und Herzegowina, Gambia, Guinea-
Bissau, Haiti, Irak, Jemen, Kolumbien, 
die Demokratische Republik Kongo, die 
Demokratische Volksrepublik Korea, 
Libanon, Libyen, Mali, Somalia, Sudan, 
Südsudan, Syrien, Westsahara, die Zen-
tralafrikanische Republik sowie Zypern 
waren Gegenstand von Resolutionen.

Die größten Differenzen waren mit 
Blick auf den Syrienkonflikt zu ver-
zeichnen. Insgesamt wurden 29 Treffen 
abgehalten, aber nur drei Resolutionen 
verabschiedet (2361, 2393, 2394). Die 
Resolutionen 2361 und 2394 verlänger-
ten das Mandat der Beobachtertruppe 
der Vereinten Nationen für die Trup-
penentflechtung (United Nations Disen-
gagement Observer Force – UNDOF). 
Lediglich bei Resolution 2393 handelt 
es sich um eine konfliktbezogene Reso-
lution: Sie verlängert die Ermächtigung 
zum grenz- und konfliktlinienüber-
schreitenden humanitären Zutritt nach 
Syrien. Die Unterzeichnung eines Memo
randums zwischen Iran, Russland und 
der Türkei bezüglich der Errichtung von 
Deeskalationszonen war ein vielverspre-
chender Schritt. Insgesamt blieb die 
Lage jedoch äußerst kritisch.

Mit der veränderten Haltung der 
USA eskalierte der Konflikt in Israel 
und Palästina wieder. Die Ankündigung 

der US-Regierung Jerusalem als Haupt-
stadt Israels anzuerkennen und deren 
Botschaft zu verlegen, sorgte für die 
Einbringung des Resolutionsentwurfs 
2334, der schließlich am Veto der USA 
scheiterte. Insgesamt zeichnete sich das 
Interesse der Staatengemeinschaft an 
dem Festhalten einer Zwei-Staaten-Lö-
sung ab. An einen Friedensprozess ist 
aufgrund der angespannten Lage jedoch 
nicht zu denken.

Der Sicherheitsrat verschärfte die be-
stehenden Sanktionen gegen die Demo-
kratische Volksrepublik Nordkorea als 
Reaktion auf die laufenden Entwicklun-
gen von nuklearen Waffen und ballisti-
schen Raketen. Nachteilige humanitäre 
Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung 
sollten ausdrücklich vermieden werden. 
Insgesamt wurden zwölf Sitzungen abge-
halten, fünf Resolutionen (2345, 2356, 
2371, 2375, 2397) verabschiedet und 
eine präsidentielle Erklärung (S/PRST/ 
2017/16) veröffentlicht. Die Mitglieder 
des Sicherheitsrats betonten die Gefahr 
der militärischen Eskalation, die riskan-
te Rhetorik und die Notwendigkeit po
litische Foren aufrechtzuerhalten bezie-
hungsweise wiederherzustellen. Resolu- 
tion 2345 befasste sich mit der Sachver-
ständigengruppe für die Demokratische 
Volksrepublik Nordkorea und verlän-
gerte deren Mandat. Resolution 2356 
erweiterte die Zahl der Personen und 
Organisationen, die von den Sanktio-
nen auf Grundlage von Resolution 1718 
aus dem Jahr 2006 erfasst werden. Re-
solution 2371 schränkt die Demokra
tische Volksrepublik Nordkorea sowie 
Einzelpersonen und Organisationen wei-
ter beim Handel mit Rohstoffen und 
Nahrungsmitteln ein. Resolution 2375 
bezieht Kondensate, Erdgaskondensate, 
Erdölfertigprodukte über 500 000 Bar-
rel und Textilien in das Sanktionsre-
gime ein. Resolution 2397 sieht die Re-
duzierung von Treibstoffimporten sowie 
die Möglichkeiten der Einwohner im 
Ausland zu arbeiten vor.

In 22 Sitzungen, sechs Resolutionen 
(2340, 2352, 2353, 2363, 2386, 2392) 
und zwei präsidentiellen Erklärungen  
(S/PRST/2017/4, S/PRST/2017/25) setzten 
sich die Staaten mit Sudan und Südsudan 
auseinander. Der Sicherheitsrat betonte, 
dass eine militärische Lösung in Südsu-
dan nicht zielführend sei und verurteilte 

die Berichte über landesweite Menschen-
rechtsverletzungen. Im Mai verlängerte 
der Sicherheitsrat die mit Resolution 
2206 aus dem Jahr 2015 auferlegten ge-
zielten Sanktionen. Das Mandat der 
Sachverständigengruppe zur Überwa-
chung der Sanktionen gegen Südsudan 
wurde mit Resolution 2353 einstimmig 
verlängert. Insgesamt stocke der politi-
sche Prozess. Bezüglich der Regionen 
Abyei und Darfur wurden zahlreiche Sit-
zungen abgehalten. Zwar sei der bewaff-
nete Konflikt abgeklungen, jedoch litt 
die Zivilbevölkerung immer noch unter 
Gewalt und Kriminalität. Resolution 
2340 verlängerte das Mandat der Sach-
verständigengruppe zur Überwachung 
der Anwendung der Sanktionen in Dar-
fur (Sudan); Resolution 2363 das Man-
dat des hybriden Einsatzes der Afrikani-
schen Union und der UN in Darfur 
(African Union/United Nations Hybrid 
Operation in Darfur – UNAMID).

Die Lage in Mali war durch gewalt-
same Rückschläge für den Friedenspro-
zess gekennzeichnet. Die Mitglieder des 
Rates kamen zu zehn Sitzungen zusam-
men und verabschiedeten vier Resolu
tionen (2359, 2364, 2374, 2391). Sie 
begrüßten mit Resolution 2359 die Ent-
scheidung der Gruppe der Fünf für den 
Sahel (G5 Sahel) eine regionale Truppe 
zur Bekämpfung der transnationalen 
Kriminalität und des Terrorismus zu 
etablieren. Resolution 2374 erlegt Sank-
tionen in Form von Reiseverboten und 
dem Einfrieren von Vermögenswerten 
auf, setzt einen neuen Sanktionsaus-
schuss und eine Sachverständigengrup-
pe ein. Der Sicherheitsrat begrüßte mit 
Resolution 2391 die stetigen raschen 
Fortschritte bei der Operationalisierung 
der Gemeinsamen Truppe der G5 Sahel.

Thematische Aspekte
Der Sicherheitsrat beschäftigte sich 

mit den Themen Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen; Friedenssi-
cherung und -konsolidierung; Kinder in 
bewaffneten Konflikten; Frauen, Frie-
den und Sicherheit; Schutz der Zivilbe-
völkerung in bewaffneten Konflikten; 
Bedrohung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit; Kooperation 
mit Regionalorganisationen; Interna
tionaler Strafgerichtsbarkeit; Aufrecht-
erhaltung von Frieden und Sicherheit; 
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Sanktionsregimen; Kleinwaffen; Men-
schenrechten sowie Flüchtlingen.

Erstmals hielt der Sicherheitsrat eine 
thematische Debatte zu Menschenrech-
ten ab. Auch das bereits einmal debat-
tierte Thema Wasser und Sicherheit 
wurde mit Blick auf ein effektives Res-
sourcenmanagement wieder aufgegrif-
fen. Der Rat verabschiedete zum zwei-
ten Mal eine Resolution ausschließlich 
zu Polizeikräften in Friedensmissionen 
(2378). Des Weiteren wurde erstmals 
eine Resolution zu Antiminenmaßnah-
men verabschiedet (2365).

Die vom internationalen Terrorismus 
ausgehenden Bedrohungen waren auch 
im Jahr 2017 wesentlicher Bestandteil der  
Debatten. In Resolution 2341 befasste 
sich der Sicherheitsrat erstmals mit dem 
Terrorismus und kritischer Infrastruk-
tur. Ein Novum bildete auch Resolution 
2347, die sich mit der Zerstörung und 
dem Schmuggel von Kulturerbe durch 
terroristische Gruppen auseinandersetzt. 
Mit Resolution 2354 legt der Sicher-
heitsrat den Mitgliedstaaten eindring-
lich nahe, die neuen Leitlinien zur Be-
kämpfung terroristischer Narrative zu 
befolgen. In einer 35-seitigen Resolution 
wurde das Sanktionsregime gegen den 
Islamischen Staat (Da’esh – IS) oder Al-
Qaida behandelt (2368). Zudem forder-
te der Sicherheitsrat stärkere gemeinsa-
me Anstrengungen, um den Erwerb von 
Waffen durch Terroristen zu verhindern 
und erinnerte an die Gefahren durch 
improvisierte Explosivstoffe (2370). Mit 
Resolution 2379 ersucht der Rat die  

Einrichtung einer unabhängigen Ermitt- 
lungsgruppe, die dabei helfen soll, den 
IS für seine Taten in Irak zur Rechen-
schaft zu ziehen. Schließlich nahmen die 
Staaten die akuten und zunehmenden 
Bedrohungen von sogenannten Rück-
kehrenden in den Blick (2396).

Resolutionen nach Kapitel VII  
der UN-Charta

29 der 61 verabschiedeten Resolutio-
nen wurden auf Grundlage von Kapitel 
VII der UN-Charta erlassen. Die Reso-
lutionen zu Südsudan (2353) und zur 
Nichtverbreitung von Kernwaffen in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
(2345, 2356, 2371, 2375, 2397) nehmen 
direkten Bezug auf Artikel 41 der UN-
Charta. 55 Prozent der Resolutionen be-
schäftigen sich mit der Verlängerung oder 
Änderung von Mandaten von Friedens-
operationen und Sanktionsregimen.

Friedensmissionen und  
sonstige Einsätze

Der Sicherheitsrat fasste Beschlüsse zu 
elf der 17 Friedensmissionen sowie zu 
sieben der zwölf politischen Missionen. 
In den meisten Fällen wurden Mandate 
verlängert. Zahlreiche Mandate erfuh-
ren erhebliche Veränderungen. Die Mehr- 
dimensionale integrierte Stabilisierungs
mission der Vereinten Nationen in der 
Zentralafrikanischen Republik (United 
Nations Multidimensional Integrated 
Stabilization Mission in the Central 

African Republic – MINUSCA) wurde 
militärisch verstärkt. Die Stabilisierungs- 
mission der Organisation der Vereinten 
Nationen in der Demokratischen Repu
blik Kongo (United Nations Organization 
Stabilization Mission in the Democratic 
Republic of the Congo – MONUSCO) 
und die Interims-Sicherheitstruppe der 
Vereinten Nationen für Abyei (United 
Nations Interim Security Force for Aby-
ei – UNISFA) wurden im militärischen 
Bereich reduziert, UNAMID sowohl im 
militärischen als auch polizeilichen Be-
reich. Die Operation der Vereinten Na
tionen in Côte d’Ivoire (United Nations 
Operation in Côte d’Ivoire – UNOCI) 
wurde zum 30. Juni 2017 beendet.

Neue Missionen
Der Sicherheitsrat beschloss mit Reso-

lution 2366 die Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen in Kolumbien (Uni-
ted Nations Verification Mission in Co-
lombia – UNVMC) als politische Mis
sion zu etablieren, die der im Jahr 2016 
geschaffenen Mission in Kolumbien 
nachfolgt. Der Sicherheitsrat verlängerte 
zudem letztmalig das Mandat der Stabi-
lisierungsmission der Vereinten Natio-
nen in Haiti (United Nations Stabiliza
tion Mission in Haiti – MINUSTAH) 
und beschloss die Mission der Vereinten 
Nationen zur Unterstützung der Justiz in 
Haiti (United Nations Mission for Justi-
ce Support in Haiti – MINUJUSTH) als 
Nachfolgemission mit einer ausschließ-
lich polizeilichen Komponente.

Länderbesuche

Die Mitglieder des Sicherheitsrats unter-
nahmen fünf Länderbesuche. Im März 
reisten sie in die Region des Tschadsees 
(Kamerun, Niger, Nigeria, Tschad), 
ebenso im März fand ein Besuch in Ko-
lumbien statt. Im Juni besuchten die 
Mitglieder des Rates Haiti, im Septem-
ber Äthiopien sowie im Oktober die Sa-
hel Region (Burkina Faso, Mali, Maure-
tanien).

Judith Thorn
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Judith Thorn, Sicherheitsrat: Tätigkeit 
2016, VN, 3/2017, S. 129ff., fort.)
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Anzahl der verabschiedeten Sicherheitsratsdokumente  
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